
dens usw., das bürgerliche Recht bürgerliche Verhält­
nisse der Familie, des Bodens usw. regelt. Der Gegen­
stand des Rechts einer bestimmten Gesellschaftsord­
nung sind also die der jeweils herrschenden Klasse ge­
nehmen und vorteilhaften g e s e l l s c h a f t l i c h e n  
V e r h ä l t n i s s e .

Dies drückt auch W y s c h i n s k i s  Definition aus, die 
über das Wesen des Rechts sagt: „Das Recht ist die Ge­
samtheit von Verhaltensregeln (Normen), die durch die 
Staatsmacht festgesetzt oder sanktioniert worden sind 
und den Willen der herrschenden Klasse ausdrücken. 
Es ist die Gesamtheit von Verhaltensregeln, deren An­
wendung durch die Zwangsgewalt des Staates gewähr­
leistet wird, um die gesellschaftlichen Verhältnisse und 
Zustände, die der herrschenden Klasse genehm und vor­
teilhaft sind, zu schützen, stützen und zu entwickeln.“*)

II
Jede Basis hat ihren bestimmten, konkreten Überbau, 

der nicht passiv, neutral die Basis widerspiegelt, son­
dern ihr aktiv dient und sie entwickelt. Deshalb ist bei 
der Begriffsbestimmung des Gegenstandes des Rechts 
in der Deutschen Demokratischen Republik von der kon­
kreten Gesellschaftsordnung in der Deutschen Demo­
kratischen Republik auszugehen, ebenso wie bei der 
Begriffsbestimmung des Rechts in der Deutschen Demo­
kratischen Republik.

Das Recht in der Deutschen Demokratischen Republik 
ist die Gesamtheit der Verhaltensregeln, die den Willen 
der Werktätigen ausdrücken. Es dient dem Zweck, die 
gesellschaftlichen Verhältnisse der volksdemokratischen 
Ordnung, die den Werktätigen genehm und vorteilhaft 
sind, zu schützen, stützen und zu entwickeln. Der Ge­
genstand des Rechts in der Deutschen Demokratischen 
Republik sind die gesellschaftlichen Verhältnisse der 
volksdemokratischen Ordnung, die den Werktätigen ge­
nehm und vorteilhaft sind.

Das Recht der Deutschen Demokratischen Republik 
ist seinem Wesen nach einheitlich. Das Rechtssystem der 
Deutschen Demokratischen Republik ist die Zusammen­
fassung der geltenden Rechtsnormen nach einzelnen 
Gruppen von Normen, d. h. nach Rechtszweigen, sowie 
ihre gegenseitige Abgrenzung und gleichzeitige Vereini­
gung zu einem Ganzen. Eine Systematisierung des 
Rechts in der Deutschen Demokratischen Republik muß 
von den gesellschaftlichen Verhältnissen in der volks­
demokratischen Ordnung ausgehen, d. h. vom Gegen­
stand des Rechts, und nicht von der Methode der Re­
gelung der gesellschaftlichen Verhältnisse, des Weges 
der Entscheidung über Rechtskonflikte oder von soge­
nannten Lebensbereichen.

„Die Systematisierung des Rechts nach dem Gegen­
stand der rechtlichen Normierung entspricht“, wie A r - 
s c h a n o w  ausführt,1) „der marxistisch-leninistischen 
Theorie. Indem sie von dem Inhalt des Rechts, nämlich 
den realen gesellschaftlichen Verhältnissen, ausgeht, ist 
sie materialistisch. Indem sie die konkreten gesell­
schaftlichen Zusammenhänge sowie die besonderen und 
allgemeinen, die inneren und die äußeren Momente der 
rechtlich erheblichen Tatsachen und Verhältnisse be­
rücksichtigt, ist 'sie dialektisch.“ Diese Methode hat 
S t e i n i g e r  in seinem Artikel: „Zur Systematik des 
Rechts der antifaschistisch-demokratischen Ordnung“2) 
nicht angewandt. Deshalb konnte die Abgrenzung zwi­
schen den einzelnen Rechtszweigen nur oberflächlich 
sein. Was dort über den Rechtszweig „Verwaltungsrecht“ 
gesagt ist, ist eine bloße Aufzählung verschiedener Auf­
gaben der Verwaltung, woraus die Schlußfolgerung ge­
zogen wird, daß eine Reihe von Aufgaben ein dem Ver­
waltungsrecht der Ausbeuterstaaten notwendigerweise 
unbekanntes Gebiet ist und daß die Eigentums- und 
Besitzverhältnisse der volkseigenen Wirtschaft nicht 
vom Verwaltungsrecht erfaßt werden können. Damit 
ist über die Abgrenzung des Verwaltungsrechts von an­
deren Rechtsgebieten überhaupt nichts gesagt.

Auch K r ö g e r 3 )  geht nicht klar und eindeutig von 
bestimmten gesellschaftlichen Verhältnissen als Gegen­
stand des Verwaltungsrechts aus. Einmal gehören bei

*) Wyschinski, Theorie des Staates und des Rechts, Moskau 
1940, S. 114 (russ.), zitiert bei Steiniger in NJ 1951 S. 158.

1) vgl. Szer in NJ 1952 S. 14/15.
2) NJ 1951 S. 158.
3) „Zur Systematisierung des Verwaltungsrechts in der anti­

faschistisch-demokratischen Ordnung“, NJ 1951 S. 347.

ihm bestimmte Rechtsb e z i e h u n g e n  zum Komplex 
des Rechts der Verwaltung, das andere Mal ist Ge­
genstand des Verwaltungsrechts eine bestimmte Tä­
t i g k e i t  des Staates, „. . . die Organisierung der Pro­
duktion, die organisierende Tätigkeit des Staates“.4) 
Abgesehen davon, daß hier unzulässigerweise der Be­
griff der Rechtsbeziehungen und Rechtsnormen ver­
wechselt wird, unterscheidet sich seine Definition des 
Gegenstandes des Verwaltungsrechts im Grunde genom­
men nicht von der Begriffsbestimmung durch die bür­
gerliche Verwaltungsrechtswissenschaft, die als Gegen­
stand auch die Verwaltungstätigkeit bestimmte3 * *), und 
enthält keinen Hinweis auf die Klassennatur des Ge­
genstandes des Verwaltungsrechts der Deutschen De­
mokratischen Republik. Weil Kröger einen falschen 
Ausgangspunkt hat, muß er notwendigerweise in Wi­
dersprüche geraten. Es bleibt jedenfalls unverständlich, 
was er ausdrücken will, wenn er schreibt: „Gegenstand 
des Verwaltungsrechts ist z. B. die Organisierung der 
Produktion. Die Planerfüllung selbst ist eine gesell­
schaftliche Funktion, in der zwar a u c h  der Staat mit 
bestimmten Organen tätig ist, die aber nicht dem Staat 
als dem wichtigsten Teil des politischen Überbaus der 
Gesellschaft eigentümlich, sondern eine Angelegenheit 
der ganzen Gesellschaft ist.“8)

Die Frage der Leitung, Organisierung und Kontrolle 
der Produktion und die Durchführung der Produktion 
ist eine Frage der Arbeitsteilung, die in einer Groß­
produktion unbedingt immer in Erscheinung tritt. In 
einem Staate, in dem die hauptsächlichen Produktions­
mittel in den Händen des Staates sind, wie in der Deut­
schen Demokratischen Republik, ist die Durchführung 
der Produktion, die Planerfüllung nicht minder als die 
Organisierung der Produktion in der volkseigenen 
Wirtschaft eine Tätigkeit bestimmter Staatsorgane. 
Darum ist nicht klar, wie man mittels der Unterschei­
dung zwischen Produktion und Organisierung der Pro­
duktion den Gegenstand des Verwaltungsrechts vom 
Gegenstand anderer Rechtszweige abgrenzen kann. Für 
die Abgrenzung einzelner Rechtszweige voneinander 
können nur die sich durch bestimmte Merkmale von­
einander unterscheidenden Komplexe gesellschaftlicher 
Verhältnisse entscheidend sein. „Das Recht . . . hat die 
verschiedenartigsten gesellschaftlichen Verhältnisse zu 
regeln. Man unterscheidet deshalb einzelne Rechts­
zweige. Jeder von ihnen weist entsprechend seinem 
Gegenstand (d. h. den von ihm zu regelnden Verhält­
nissen) besondere Züge auf.“")

Wie wenig man den Unterschied zwischen Organisie­
rung der Produktion und Distribution und der Durch­
führung der Produktion und Distribution zum Ausgangs­
punkt für die Trennung von Verwaltungsrecht und Zi­
vilrecht in einer Gesellschaftsordnung stempeln kann, 
die das Prinzip der Planung in der Wirtschaft ver­
wirklicht, zeigt anschaulich die Geschichte der Sowjet­
union. In der Epoche des Kriegskommunismus wurden 
die gesellschaftlichen Verhältnisse, die im Zuge der 
Durchführung der Distribution der erzeugten Güter der 
Gesellschaft entstanden, zu einem großen Teil durch 
Normen des Verwaltungsrechts geregelt, während sie 
heute meist durch Normen des Zivilrechts geregelt wer­
den. Auch in der Deutschen Demokratischen Republik 
sind solche Erweiterungen und Einengungen des Ge­
genstandes des einen oder anderen Rechtszweiges vor 
sich gegangen.

Daraus ist die Schlußfolgerung zu ziehen, daß der 
Gegenstand eines bestimmten Rechtszweiges innerhalb 
einer gegebenen Gesellschaftsordnung nicht immer den 
gleichen Umfang hat, sondern sich ausdehnen oder zu­
sammenziehen kann. Mit der Veränderung und Ent­
wicklung der Basis und damit der gesamten gesell­
schaftlichen Verhältnisse innerhalb einer bestimmten 
Gesellschaftsordnung ändern sich auch die Komplexe 
der gesellschaftlichen Verhältnisse, die Gegenstand des 
einen oder anderen Rechtszweiges sind. Welche gesell­
schaftlichen Verhältnisse durch Normen des einen und 
welche durch Normen des anderen Rechtszweiges ge­
regelt werden, bestimmt sich notwendigerweise nach

4) a. a. O. S. 349.
3) vgl. statt anderer Jellinek, Verwaltungsrecht, Offenburg

1948, S. 43 u. 44.
8) a. a. O. S. 349.
1) Szer, a. a. O.
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